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1. Gleiches Gericht, ähnliche Fälle, konträre Urteile 
Ist ein Staat berechtigt, im Falle eines Staatsnotstandes ansonsten unstrittige 
Schuldenforderungen seiner Gläubiger für uneinbringlich zu erklären und zu ignorieren? Mit 
dieser Frage hat sich das Bundesverfassungsgericht in seiner Geschichte mindestens zwei 
Mal auseinander gesetzt, und es ist in zwei weit auseinander liegenden Fällen zu zwei 
gegensätzlichen Urteilen gekommen.  

Die Republik Argentinien hatte 2002 nach mehreren kurzfristigen Regierungswechseln und 
einer faktischen Staatspleite die Zahlungen an ihre Gläubiger eingestellt. Bis 2005 hatte sie 
einzelne Zahlungen wieder aufgenommen, den IWF sogar gänzlich und vorzeitig ausgezahlt. 
Dem bedeutendsten Teil ihrer Gläubiger – den Inhabern argentinischer Staatsanleihen – 
hatte sie ein Umschuldungsangebot unterbreitet, welches einen rund 70-prozentigen 
Forderungsverzicht beinhaltete und bis Ende der letzten Dekade von fast 80% der 
Anleihegläubiger - wenngleich widerstrebend – angenommen wurde. Öffentliche bilaterale 
Gläubiger, welche Mitglied des Pariser Clubs sind, haben bis heute überhaupt keine 
Zahlungen erhalten. Auch hat Argentinien bis heute keine ernsthaften Verhandlungen mit 
diesem Gläubigerkartell angestrebt. 

In der Literatur ist weitgehend unumstritten, dass der Staatsbankrott wesentlich auf 
wirtschaftspolitische Fehler der Menem-Ära 1992-1999 zurückzuführen ist, insbesondere die 
feste Bindung des Peso und den Dollar und die Finanzierung dieser Politik durch 
umfangreiche Kreditaufnahme des Staates im In- und Ausland. Diese Politik ist entscheidend 
durch den IWF mit gestaltet und finanziert worden.1 

Ein Teil der deutschen Anleihegläubiger klagte vor verschiedenen deutschen Gerichten auf 
Bedienung ihrer Staatsanleihen. 2007 entschied das Bundesverfassungsgericht über den 
von der Argentinischen Regierung geltend gemachten Einwand, dass ein Staat berechtigt 
sei, im Falle des Staatsnotstandes Zahlungen an private Gläubiger auszusetzen.2 Das 
Gericht kam zu dem Schluss, dass dies nicht der Fall sei. Die Grundlage für diese 
Beurteilung liegt darin, dass der Staatsnotstand zwar ein völkergewohnheitsrechtlich 
etablierter Tatbestand sei; dieser sei aber auf ein privatrechtliches Verhältnis, wie den 
Anspruch eines privaten Investors gegenüber dem argentinischen Staat nicht anwendbar. 
Dabei stützt sich das Gericht ausdrücklich nicht auf ein gesichertes Rechtsverständnis, 
welches die Anwendung eines völkerrechtlichen Tatbestandes auf ein privatrechtliches 
Verhältnis ausschließt, sondern darauf, dass die völkerrechtliche Literatur uneinheitlich sei. 
Ein Argentinien vor seinen Rückzahlungsverpflichtungen schützendes Recht sei deshalb 
nicht erkennbar. 

Dem Sinn und dem Buchstaben nach zum gegenteiligen Schluss war das gleiche Gericht 45 
Jahre zuvor gekommen: Im Urteil Waldenfels3 hatte es 1962 darüber befunden, ob ein 
Entschädigungsanspruch eines süddeutschen Privatunternehmens für Enteignungen, welche 
die Nazis im Interesse der Kriegführung vorgenommen hatten, weiter bestand. Der Anspruch 
wurde seinem Wesen nach als berechtigt anerkannt, die Klage des Beschwerdeführers 
gegen die Verfassungsmäßigkeit des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG), auf dessen 
Grundlage das Landgericht Nürnberg den Anspruch des Klägers zurückgewiesen hatte, 
wurde dagegen abgelehnt. Das Gericht stellte vielmehr fest, dass das Deutsche Reich in 
seinem Endstadium konkursreif war. Wegen der weiter bestehenden hoheitlichen Aufgaben 
der als uneingeschränkte Rechtsnachfolgerin des untergegangenen Reiches auftretenden 
Bundesrepublik Deutschland sei dieser in der Zeit des Wiederaufbaus das Recht 

                                                
1 Blustein,P.: And the Money kept rolling in (and out); 2005; sowie die äußerst kritische Beurteilung der 
Argentinien Politik des IWF durch das Internal Evaluation Office des Fonds: IEO: Report on the Role of the IMF in 
Argentina 1991-2001; http://www.imf.org/external/np/ieo/2004/arg/eng/index.htm 
2 Der Fall ist umfassend beschrieben in Schill,S.: Der völkerrechtliche Staatsnotstand in der Entscheidung des 
BVerfG zur Argentinischen Staatsanleihen – Anachronismus oder Avantgarde? ZaöRV 68 (2008), 45-67. Dort 
finden sich auch die detaillierten Verweise auf das Original-Urteil. Siehe: BVerfG, 2 BvM 1/03 vom 8.5.2007, 
Absatz-Nr. (1 - 95), http://www.bverfg.de/entscheidungen/ms20070508_2bvm000103.html 
3 Siehe die zusammenfassende Beschreibung in Waibel,M.: Staateninsolvenzen in historischer Sicht; S.82-93. 
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einzuräumen, Altforderungen nicht zu bedienen, sofern nur dadurch die Handlungsfähigkeit 
des Staates im Interesse der Allgemeinheit aufrecht erhalten werden konnte. Dies sei in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit der Fall gewesen, und der Anspruch des Unternehmens sei 
daher erloschen.4 

Die Spannung zwischen diesen beiden Urteilen des gleichen Gerichts wird noch dadurch 
erhöht, dass zu dem Argentinien-Urteil ein Minderheiten-Votum der Verfassungsrichterin 
Lübbe-Wolf abgegeben wurde. Dieses kam für den argentinischen Fall zu der gegenteiligen 
Einschätzung wie die Mehrheit der Kammer. Lübbe-Wolf folgte dabei – ohne diese zu 
nennen – der Logik, welche das Gericht 45 Jahre zuvor im Waldenfels-Fall angewendet 
hatte: Der Staatsnotstand sei eine unabweisbare Rechtsfigur, welche im Interesse der 
Allgemeinheit private Ansprüche außer Kraft setzen könne. Der Staatsnotstand könne im 
übrigen logisch gegenüber einer Privatperson nicht weniger einspruchsrelevant sein als 
gegenüber einem Staat. Weiterhin beruft sie sich ausdrücklich auf die zwingenden Normen 
des Völkerrechts, das Ius Cogens, welches die Bürger eines Staates einem durch 
Schuldenrückzahlungen "verursachten, verschärften oder verlängerten Ausfall elementarer 
Staatsfunktionen" schützte.5 

2. Tatsächliche Unterschiede 
Die Beschreibung der Fälle lässt erkennen, dass hier tatsächlich ähnliche Fälle 
unterschiedlich beurteilt wurden. Allerdings müssen mindestens zwei tatsächlich existierende 
Unterschiede zwischen beiden Fällen dabei bedacht werden. 

• Das Reich war als Rechtsperson erloschen. Der argentinische Staat bestand weiter. In 
einem Fall gab es tatsächlich eine Staatennachfolge, im anderen nur einen 
Regimewechsel. 

• Die wirtschaftliche Katastrophe des kriegsbedingten Staatsbankrotts war relativ tiefer 
gehend in Deutschland als der durch die Wirtschaftspolitik bedingte Staatsbankrott in 
Argentinien. Die Reichsschulden wurden in der unmittelbaren Nachkriegszeit auf 440-
800 Mrd. Reichsmark geschätzt. Naturgemäß vage Schätzungen gehen für 1946 von 
einem Gesamt-BIP West- und Ost-Deutschlands von 30 Mrd. RM aus. Ein Schulden/BIP-
Verhältnis von 1500-2700% in Deutschland stand ein Verhältnis von rund 156% in 
Argentinien6 gegenüber.7 

3. Die Parallelität der Fälle und Konsequenzen ihrer unterschiedlichen Bewertung 
Trotz dieser nicht unerheblichen Unterschiede, muss festgestellt werden, dass in einigen 
Punkten tatsächlich vergleichbare Sachverhalte gegenteilig beurteilt werden. Dies schafft ein 
hohes politisches Spannungspotenzial, da der Eindruck entsteht, ein deutsches Gericht habe 
den deutschen Staat grundsätzlich anders behandelt, als einen ausländischen Staat im Blick 
auf seine Zahlungsverpflichtungen gegenüber deutschen Gläubigern. Dies betrifft 
insbesondere die folgenden Aspekte: 

Anerkennung des Staatsbankrotts als Rechtfertigung für die Zahlungseinstellung, 
auch ohne dass eine entsprechende internationale Regelung oder gar ein Verfahren 
existiere. Im Zuge der Güterabwägung kommt das Gericht bei Waldenfels zu dem Schluss: 
"Entscheidend ist allein, dass der Schuldner in eine finanzielle Lage geraten war, die nur 
nach den Prinzipien der Behebung eines Staatsbankrotts bereinigt werden konnte."8 
Demgegenüber wird im Argentinien-Urteil die Tatsache der Zahlungsunfähigkeit als rechtlich 
irrelevant für die Zahlungsverpflichtung gegenüber deutschen Privatgläubigern angesehen. 

                                                
4 BVerf.G 1. Senat 14.11.1962; Az 1 BvR 987/58; Zif.11 
5 BVerfG, NJW 2007, 2610, Rdnr. 86 
6 Der Wert gibt das Jahresmittel 2002 nach Weltbank: Global Development Finance wieder. Das Argentinien im 
Moment der Zahlungseinstellung tatsächlich zahlungsunfähig war, ist indes weit gehend anerkannt. 
7 Schuldentragfähigkeit kann nicht an starren Indikatoren festgemacht werden. Die "Maastricht"-Obergrenze von 
60% des BIP lässt allerdings erkennen, dass Weiterzahlen auch in Argentinien keine Option war. 
8 Waldenfels Zif. 68. 
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Der Wiederaufbau und die Schaffung der Lebensgrundlagen für die Zukunft haben 
Vorrang vor der Bedienung von Altschulden. Es kann keine rechtlich bindende 
Dringlichkeits-Skala (vom Gericht) ausgestellt werden, sondern der Staat / Gesetzgeber ist in 
der Verantwortung, die sich aus dem Staatsbankrott und dem Zusammenbruch des Reiches 
ergebenden Aufgaben mit Blick nicht auf die Abrechnung der Vergangenheit sondern die 
Schaffung einer Grundlage für die Zukunft zu gewährleisten.9 Das Gericht bestätigte in 
diesem Sinne die Verfassungsmäßigkeit des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG), dass 
Ansprüche, die sich auf Verwaltungsakte nach Ende des Krieges ergaben, Vorrang 
genossen und bezog sich auf § 59 des deutschen Insolvenzrechts.10 Die Frage, wie 
Argentinien nach dem Staatsbankrott einen wirtschaftlichen Neuanfang schaffen soll, wird 
demgegenüber von der Kammermehrheit nicht als entscheidungserheblich behandelt.  
Der Gesetzgeber hat das Recht, angesichts der Umstände auch Grundgesetznormen 
unberücksichtigt zu lassen. Dies betrifft in erster Linie die Eigentumsgarantie des 
Grundgesetzes. Diese wird im Waldenfels-Fall dem übergeordneten Rechtsprinzip salus 
populi suprema lex untergeordnet.11 Dieser Grundsatz wurde von Argentinien ausdrücklich 
geltend gemacht, vom Bundesverfassungsgericht aber weder explizit noch implizit 
anerkannt. 

Der Gesetzgeber hat einen erheblichen Spielraum bei der Ausgestaltung seiner 
Finanzpolitik. Das US-amerikanische, französische und britische Recht räumen den 
Regierungen explizit die Möglichkeit ein, im Rahmen ihrer Finanzpolitik existierende Verträge 
mit Dritten zu modifizieren oder außer Kraft zu setzen.12 Auch Enteignung ist grundsätzlich 
möglich. Das Waldenfels-Urteil stellt fest: Es existiert keine Rechtsnorm, welche es dem 
Gesetzgeber verbieten würde, im Interesse des Gemeinwohls Enteignungen vorzunehmen.13 
Dem argentinischen Staat wurde vom Bundesverfassungsgericht indes nicht zugestanden, 
die Bedienung von Altschulden einseitig zu reduzieren oder gänzlich außer Kraft zu setzen. 

Der Grundsatz der Kontinuität darf nicht dazu führen, dass künftige Kreditaufnahme 
unter der Vorgabe der Bedienung untragbarer Altschulden steht. Während im Falle 
Argentiniens in einer vorgeblichen Fürsorge sowohl für die künftige Finanzpolitik des 
Schuldnerlandes wie auch für die allgemeinen Prinzipien von Treu und Glauben damit 
argumentiert wurde, dass die Nicht-Bedienung von Altschulden Schaden für das 
Schuldnerland hervorrufen würde, wird für Nachkriegsdeutschland exakt umgekehrt 
argumentiert: Auch der Grundsatz der "Kontinuität" kann nicht hindern, unter die frühere 
verhängnisvolle Finanzwirtschaft einen Strich zu ziehen. Treu und Glauben, insbesondere 
das Vertrauen in diese Kontinuität gebieten nichts anderes, weil gerade eine Fortsetzung 
ruinöser Finanzwirtschaft verhindern, dass Treu und Glauben wieder einkehren.14 Mehr 
noch: ...auch das Rechtsstaatsprinzip kann keine weitergehende Haftung des 
neugeordneten Staatswesens für die Misswirtschaft des nationalsozialistischen Regimes 
begründen um den Preis, dass damit die Grundlage der neuen Ordnung selbst wieder 
gefährdet wird.15  

4. Weitere Aspekte 
Nichtigkeit oder Aussetzung des Gläubigeranspruchs? Während Waldenfels tatsächlich 
eine Nichtigkeits-Erklärung des ursprünglichen Gläubigeranspruchs beinhaltete, ging das 
Sondervotum Lübbe-Wolf nur so weit, die Verpflichtungen des Schuldnerstaates zeitweise zu 
suspendieren. Auch legte sie sich nicht fest, ob für die Zeit der Nichtbedienung Zinsen zu 
zahlen sind. 
                                                
9 Waldenfels, Zif. 59 
10 Waibel a.a.O. S.86 
11 Cheng,B.: General Principles of Law ans Applied by Internationale Courts and Tribunals, 1953, p. 31. 
12 Schill a.a.O. S.60-62 
13 Waldenfels Zif. 68 
14 Waldenfels, Zif. 74. 
15 Waldenfels, Zif. 73 
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Kein Staateninsolvenzverfahren – niemals und nirgends? Waldenfels stellte zunächst 
fest, dass es im deutschen Recht keine Rechtsfigur einer geordneten Staateninsolvenz gibt, 
und dass für die Bundesrepublik ein Insolvenzverfahren nicht existieren kann. Das konnte es 
für das Deutsche Reich allerdings auch nicht, was den Staat nicht darin hinderte faktisch 
bankrott zu gehen. Deswegen lohnt es sich, etwas genauer hinzuschauen: Das Urteil sieht 
eine "Konkursunfähigkeit" des Staates nur in dem Sinne, dass geordnete staatliche Finanzen 
die erste Voraussetzung für eine geordnete Entwicklung des ganzen sozialen und politischen 
Lebens sind.16  

Gleichzeitig wurde festgestellt, wie Waibel beschreibt: "Da das allgemeine Insolvenzrecht 
weder für die Staateninsolvenz konzipiert sei noch sich für diese eigne, seien spezielle 
Gesetze, die das Insolvenzrecht nachahmen, erforderlich. Mindestens sei ein geordnetes 
Verfahren notwendig, um ein schädliches Wettrennen der Gläubiger des Reichs für die 
Zahlung ihrer Ansprüche zu vermeiden.17" Das heißt: Das Gericht lehnt die 
Privatrechtsanalogie nicht grundsätzlich ab. Es wendet sich nur gegen die Form des 
Insolvenzverfahrens, welches die größtmögliche Befriedigung der Gläubiger zum Ziel hat. 

Die nächsten Argentiniens. Bei der Betrachtung dieser juristischen Auseinandersetzungen 
sollte nicht unbeachtet bleiben, dass gegenwärtig internationales Schuldenmanagement de-
facto den Staatsnotstand anerkennt. Es entspricht ihm ex-ante oder ex-post  - also vor einer 
staatlichen Zahlungseinstellung oder danach - durch die Gewährung von Schuldenerlassen. 
Diese haben in den letzten Jahren im Einzelfall bis zu 90% der Auslandsverbindlichkeiten 
eines Staates betragen. Bei diesen Schuldenerlassen unter den multilateralen Initiativen 
HIPC18 und MDRI19 haben Privatgläubiger in der Regel nur untergeordnete Rollen gespielt. 
Dadurch sind gerichtliche Klärungen wie sie hier im Falle Argentiniens beschrieben wurden, 
ausgeblieben. Gleichwohl wirft die Gewährung solcher Schuldenerlasse durch die 
öffentlichen Gläubiger ein zusätzliches Licht auf die faktische Existenz von 
Staatsinsolvenzen – und mithin auch auf die Berechtigung von Staaten, dafür notfalls 
einseitige Lösungen zu suchen. Im Rahmen der inzwischen nahezu abgeschlossenen HIPC-
Initiative kommt auf die Gläubiger zum Beispiel noch der Fall Somalias zu, eines Staates 
dessen Auflösung als organisiertes Gemeinwesen ebenso wie das Ausmaß seiner 
nominalen Überschuldung quantitativ und qualitativ durchaus mit der Situation Deutschland 
in der unmittelbaren Nachkriegszeit vergleichbar ist. Würde das Bundesverfassungsgericht 
hier einem eventuell klagenden Privatgläubiger die Befriedigung seiner Ansprüche aus einer 
nicht mehr existierenden Konkursmasse oder vielleicht einen Anspruch auf inoffizielle 
Einnahmen aus dem lukrativen Piraterie-Geschäft zubilligen? 

Während allerdings der Schuldnerlass für Somalia, sobald die politischen Voraussetzungen 
dafür gegeben sein werden, vermutlich recht geräuschlos über die Bühne gehen wird, wird 
es für andere Länder, wie z.B. den kleinen Karibikstaat Grenada, der durch den Hurrikan 
Ivan 2004 rund 200% seiner Wirtschaftsleistung eingebüsst hat20, auf der Grundlage des 
Argentinien-Urteils juristisch auch weiterhin unmöglich sein, einen Staatsnotstand geltend zu 
machen. Unbestreitbar notwendige Schuldenerleichterungen werden sich in solchen Fällen 
auch weiterhin als Gnadenakte der internationalen Gläubiger darstellen. 

                                                
16 Waibel, S. 84 
17 ebd. 
18 Heavily Indebted Poor Countries Initiative 
19 Multilateral Debt Relief Initiative. Aktuelle Informationen zu beiden Initiativen finden sich von offizieller Seite im 
jüngsten Status of Implementation Report.. http://www.worldbank.org/hipc. Kritisch dazu das erlassjahr-Fachinfo 
Nr. 33 "HIPC/MDRI – Ein Auslaufmodell." http://www.erlassjahr.de/material-und-
publikationen/fachinformationen/fachinformation-33.html 
20 zum Vergleich: das verheerende Erdbeben, das 2010 Neuseeland getroffen hat, zerstörte etwa 4% der 
Wirtschaftsleitung. 


